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Beratende Versammlung des Europarates 
Deutsche Delegation 
- Der Sprecher - 


Bonn, den 25. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsltdenten des Deutsdien Bundestages 


In dem Schreiben der Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Pünder,Dr. Becker 
(Hersfeld), Dr. Mommer, Graf von Spreti vom 1. März 1956 an 
den Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages haben die deut- 
schen Delegierten bei der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates u. a. ausgeführt, idaß sie „in Zukunft alle Entsdiließungen und 
Empfehlungen der Beratenden Versammlung, soweit sie die Politik 
der Bundesretgierung und die Beziehungen der Bundesrepublik zu 
den Mitgliedstaaten des Europarates betreffen“, dem Deutschen 
Bundestag vorlegen werden. Im Namen der deutschen Delegation 
gestatte ich miir daher, die während der Europaratssitzung vom 
8. bis 11. Januar 1957 angenommenen politischen Empfehlungen 
117, 130, 132, 133 und Entschließungen 119, 120 sowie die Emp- 
fehlungen 5, 6, 7 der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 12. und 13. Oktober 1956 im deutschen Wortlaut anläßlich 
der außenpolitischen Debatte am 31. Januar 1957 dem Deutschen 
Bundestag zur Kenntnis zu bringen. Die deutschen Delegierten 
hatten die o. a. Empfehlungen und Entschließungen einstimmig ge- 
billigt, lediglich bei der Abstimmung über die Empfehlung 133 hat- 
ten sich vier deutsche Abgeordnete der Stimme enthalten. 


Dr. Dr. h. c. Pünder 



EMPFEHLUNG 132 (1957) 
über die Lage in Ungarn und im Mittleren Osten 


L 

Nach Prüfunig der Entwicklung der Lage in Ungarn, 

In Würdigung des tapferen Widerstandes des ungarischen Volkes, 
der der Welt gezeigt hat, daß das ihm aufgezwungene politische 
System nicht die Macht hatte, das tiefeingewurzelte Streben des 
Menschen nach Freiheit zu ersticken, 

In der Meinung, daß die Verantwortung für die brutale Unter- 
drückungsaktion gegen das ungarische Volk ausschließlich den Füh- 
rern der Sowjetunion zufällt, die gezeigt hat, daß sie entschlossen 
ist, ihre tyrannische Herrschaft selbst unter Zuhilfenahme von Waf- 
fengewalt und Deportationen von Arbeitern aufrechtzuerhalten, 
deren ganzes Streben es ist, von politischer und wirtschaftlicher Un- 
terdrückung befreit zu werden und die Früchte eines jahrhunderte- 
langen Kampfes des Volkes um politische Freiheit und sozialen 
Fortschritt zu ernten. 

Mit der Versicherung, daß sie die Bemühungen der Mitglied- 
staaten, die Erfüllung der Entschließungen der Vereinten Nationen 
in Ungarn zu sichern, unterstützt. 

In der Erwägung, daß weitere Aktionen unternommen werden 
sollten, da die Ereignisse in Mittel- und Osteuropa die Verantwort- 
lichkeit des Europarates ganz besonders berühren, 

A. EMPFIEHLT DIE VERSAMMLUNG DEM MINISTERKOMITEE: 

1. die Mitgliedstaaten aufzufordern, ohne Unterlaß ihre An- 
strengungen fortzusetzen, um 'zu erreichen, daß die Beschlüsse ‘der 
Vereinten Nationen beachtet werden, und zwar Beschlüsse hinsicht- 
lich 


— des Abzugs der sowjetischen Truppen aus Ungarn, gemäß dem 
am 30. Oktober durch die Sowjetregierung selbst ausge- 
sprochenen Angebot; 

— der Repatriierung von ungarischen Staatsangehörigen, die 
durch die Sowjettruppen deportiert oder aus politischen 
Gründen ihrer persönlichen Freiheit beraubt wurden; 

— der Wiederherstellung der politischen Unabhängigkeit Un- 
garns und der Bildung einer vom Volk getragenen Regierung; 

2. die besondere Verantwortlichkeit anzuerkennen, die den In- 
stitutionen des Europarates im Hinblick auf die Ereignisse in Un- 
garn und in Mittel- und Osteuropa im allgemeinen zukommt, und 
infolgedessen zu beschließen, daß die Politik der Mitgliedstaaten 
hinsichtlich dieses Teils von Europa im Rahmen des Europarates 
aufeinander abgestimmt werden sollte, um damit zum ersten Mal 
den in der Entschließung (56) 23 verkündeten Grundsatz einer ge- 
meinsamen europäischen Politik praktisch anzuwenden und diesen 
Beschluß durch folgende erste Maßnahmen zu verwirklichein: 
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(i) den Generalsekretär zu beauftraigen, eine besondere Abteilung 
für die Angelegenheiten Mittel- und Osteuropas einzurichten, 
mit der Aufgabe, Vorschläge für die Verfolgung einer gemein- 
samen europäischen Politik für dieses Gebiet auszuarbeiten, die 
dem Ministerkomitee und der Versammlung zu unterbreiten 
wären; 

(ii) dem ungarischen Volk und jedem anderen mittel- oder ost- 
europäischen Volk auf dessen Wunsch sofortige Hilfe zur Er- 
leichterung der Not der Bevölkerung anzubieten, wobei diese 
Hilfe im Namen des Europarates igeleistet und unter seiner 
Kontrolle oder unter der Kontrolle des Jnternationalen Roten 
Kreuzes verteilt würde. 

B. FORDERT DIE VERSAMMLUNG DIE MITGLIEDSTAATEN AUF: 

1. ihre Bereitwilligkeiit zur kollektiven Anerkennung des Status 
der NeutraKtät zu bekräftigen, den eines der Völker Mittel- und 
Osteuropas möglicherweise annehmen möchte; 

2. in Übereinstimmung mit den Vereinigten Staaten und Kanada 
die Sowjetunion darüber zu verständigen, daß der Westen stets 
bereit ist, Verhandlungen über die Aufstellung eines Sicherheits- 
syistems aufzunehmen, idas einerseits der Sowjetunion berechtigte 
Garantien gibt und an dem Gleichgewicht der Kräfte in Europa 
nichts ändert, zugleich aber den Abzug der sowjetischen Truppen 
aus Mittel- und Osteuropa und die Wiederherstellung der natio- 
nalen Souveränität aller Völker in diesen Gebieten vorsieht; 

3. die Aufmerksamkeit der Sowjetregierung auf die Gefährdung 
des Friedens hinzuweisen, die sich aus einem Fortbestehen der Tei- 
lung Deutschlands ergeben würde. 


II. 

Nach Prüfung der Entwicklung der Lage im Mittleren Osten, 

Unter erneuter Bekräftigung ihrer am 28. Oktober 1956 ange- 
nommenen Entschließuug 112 und nach Kenntnisnahme der Bot- 
schaft Präsident Eisenhowers vom 5. Januar 1957, 

In der Erwägung, daß die Anwesenheit von internationalen 
Streitkräften in diesem Gebiet sich günstig auf die Schaffung der 
Voraussetzungen auswirken könnte, die für die friedliche Lösung 
der schwebenden Probleme hinsichtlich der Existensberechtigung 
und der Unabhängigkeit der in Frage kommenden Länder und hin- 
sichtlich der internationalen Gerechtigkeit notwendiig sind, 

EMPFIEHLT DIE VERSAMMLUNG DEM MINISTERKOMITEE: 

die Mitgliedstaaten aufzufordern, 

(a) zu versuchen, eine igemeinsame Politik im Mittleren Osten zu 
betreiben, um in Verbindung mit den Vereinigten Staaten und 
jedem anderen Staat, der in der Lage ist, sich anzuschließen, die 
Voraussetzungen für einen dauerhaften Frieden und die wirt- 
schaftliche Entwicklung des Gebietes sicherzustellen und im 'be- 
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sonderen den Ländern des Mittleren Ostens Garantien nicht nur 
'gegen einen sowjetischen Angriff von außen, sondern auch ge- 
gen jeden zwischen ihnen selbst entstehenden Konflikt, wie etwa 
das Wiederaufleben des israelisch-arabisdien Krieges, zu geben; 

(b) gemeinsam unter Anwendung des in ider Entschließung (54) 
16 festgelegten Verfahrens die Vereinten Nationen zu ersuchen, 
die internationalen Streitkräfte so lange in dem Gebiet zu be- 
lassen, bis 

(i) der Kanal geräumt ist, 

(ii) ein System aufgestellt worden ist, das allen Staaten 'die 
freie Schiffahrt auf dem Sues-Kanal garantiert, 

(iii) ein Friedensvertrag zwischen den arabischen Staaten und 
Israel geschloissen worden ist. 
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EMPFEHLUNG 133 (1957) 
über die europäisdie politische Einigung 


DIE VERSAMMLUNG 

Ist der Meinung, daß die Entwicklung der internationalen Lage 
erneut die dringende Notwendigkeit bestätigt hat, daß das freie 
Europa innerhalb der westlichen Gemeinschaft und im Rahmen der 
Vereinten Nationen eine einzige Macht in moralischem, politischem 
und wirtschaftlichem Sinne werden müsse, und 

EMPFIEHLT DEM MINISTERKOMITEE: 

(i) idie Regierungen aufzufordern, in Kürze auf das Ersuchen zu 
antworten, das durch die Entschließung (56) 23 des Minister- 
komkees an sie gerichtet wurde und in dem sie gebeten wer- 
den, die in der Empfehlung 105 dargelegten Grundsätze mit 
dem Ziel der Erarbeitung einer gemeinsamen europäischen 
Politik in Erwägung zu ziehen; 

(ii) auf der Grundlage dieser Antworten ein konkretes und wirk- 
sames Verfahren zur Verwirklichung der Koordinierung der 
Außenpolitik der verschiedenen Staaten als Vorbereitung für 
die Aufstellung einer gemeinsamen Politik festzulegen; 

(iii) ihr in Ausführung des Artikels 1 des Statuts Vorschläge zur 
Bildung der politischen Organe der europäischen Gemeinschaft 
vorzulegen, unter Berücksichtigung der schon verwirklichten 
oder im Werden begriffenen Institutionen, wie der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Euratom und des 
igemeinsamen Marktes. 
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EMPFEHLUNG 117 (1956) 


über die Vereinfadiung der europäischen parlamentarischen 

Tätigkeit 


In der Erwägung, daß es den Abgeordneten schon jetzt die größ- 
ten Schwierigkeiten bereitet, an den Tagungen der drei europäischen 
Versammlungen und ihrer Ausschüsse teilzunehmen und gleich- 
zeitig ihren Verpf licht imgen in ihren nationalen Parlamenten nach- 
zukommen, 

In der Erwägung jedoch, daß die persönliche Verknüpfung, die 
durch die Teilnahme einer gewissen Zahl von Abgeordneten an den 
verschiedenen Versammlungen hergestellt wird, erheblich dazu bei- 
trägt, die Überschneidung ihrer Tätigkeit zu verhindern und das 
unerläßliche Mindestmaß an Zusammenhang in der Entwicklung 
der europäischen parlamentarischen Institutionen sicherzustellen, 

In der Erwägung, daß die Schaffung einer vierten Versammlung 
größere Verwirrung, höhere Kosten und noch mehr Vergeudung 
der Anstrengungen verursachen, außerdem von der öffentlichen 
Meinung scharf kritisiert werden und damit dem Fortschritt der 
europäischen Idee schaden würde, 

EMPFIEHLT DIE VERSAMMLUNG DEM MINISTERKOMITEE: 

1. den Mitgliedstaaten von Euratom und des Gemeinsamen Mark- 
tes nahezulegen, 

(I) jeden Vorschlag auf Schaffung einer vierten europäischen 
Versammlung zu rückzu weisen; 

(ii) für den Fall, daß die parlamentarische Kontrolle für Eura- 
tom und den Gemeinsamen Markt der Gemeinsamen Ver- 
sammlung: der Euronäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl anvertrauf würde, die Miteliederzahl dieser Ver- 
sammlung zu erhöhen und Stellvertreter zuzulassen; 

(iii) die notwendio-pn Maßnahmen dafür zu treffen, daß min- 
destens die Hälfi-e der MltMieder der erweiterten Gemein- 
samen Versammlung, einerlei, oh ordentliche Abgeordnete 
oder Stellvertreter, zugleich Mitglieder der Beratenden 
Versammlung des Eurouarates sind; 

2. den Artikel 25 (c) des Statuts folgendermaßen abzuändern: 

..Jeder Abgeordnete hat e’nen Stellvertreter. Er kann einen zweiten 
Stellvertreter haben. Der Stellvertreter ist berechtigt, bei Abwesen- 
heit des Abgeordneten dessen Slrv. einzunehmen . . Diese Be- 
stimmung wird denienioen Mitgliedern, die auch der erweiterten 
Gemeinsamen Versammlung angehören, ermöglichen, sich an den 
Arbeiten der Beratenden Versammlung mit zu beteiligen; 

3. die Mitgliedstaaten aufzufordern, dem Rat der OEEC einen 
Vorschlag zu unterbreiten, der darauf hinausgeht, der mit dem 
schweizerischen und portugiesischen Parlament In Sondersitzungen 
tagenden Beratenden Versammlung das Recht elnzuräumen, die 
Tätigkeit der OEEC und der Freihandelszone (tgegebenenfalls unter 
der Schirmherrschaft der OEEC) in ihren Beziehungen zu dem ge- 
meinsamen Markt kritisch zu verfolgen. 
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EMPFEHLUNG 130 (1957) 

über die Schaffung eines europäischen gemeinsamen Marktes 


Unter Hinweis auf ihre Entschließung 101, in der sie (die Ver- 
sammlung) es begrüßte, daß die OEEC eine Untersuchung über die 
Möglichkeit unternommen hat, um die von den „Sechs" geplante 
Zollunion eine Freihandelszone zu schaffen, und in der sie die Hoff- 
nung ausdrückte, daß die Mitgliedstaaten des Europarates sich in 
möglichist großer Zahl einer solchen Freihandelszone anschließen 
werden, falls sie sich nicht in der Lage sehen, sich an der geplanten 
Zollunion voll und ganz zu beteiligen, 

Mit Kenntnisnahme von dem Wunsch der Regierung Großbritan- 
niens, daß, soweit es sich um dieses Land handelt, eine solche Frei- 
handelszone Lebensmittel, Futtermittel, Getränke und Tabak aus- 
schließen sollte. 

In dem Bewußtsein der wichtigen Rolle, die diese Waren im in- 
nereuropäischen Handel und ganz besonders für die Wirtschaft be- 
stimmter Mitgliedsländer der OEEC spielen, 

In der Überzeugunig, daß der totale Ausschluß dieses Sektors des 
Warenaustausches in Zukunft ein ernstes Hindernis für die Beteili- 
gung bestimmter Mitgliedstaaten an der Freihandelszone und in- 
folgedessen für den Erfolg des Gesamtvorhabens bedeuten könnte. 

Bei voller Anerkennung der für das Vereinigte Königreich drin- 
genden Notwendigkeit, seine wirtschaftlichen Bindungen mit den 
Ländern des Commonwealth aufrechtzuerhalten, 

EMPFIEHLT DIE VERSAMMLUNG DEM MINISTERKOMITEE: 

Mittel und Wege zu prüfen, durch die eine verstärkte Liberalisie- 
rung des Warenaustausches zwischen den europäischen Ländern 
unter Bedingungen durchgeführt werden könnte, die den Mit- 
gliedsländern gestatten würden, sich auf der Grundlage gegenseiti- 
gen Nutzens für alle Sektoren ihrer Wirtschaft daran zu beteiligen, 
und im besonderen die Maßnahmen zu prüfen, durch die es den 
landwirtschaftlichen Ausfuhrrändern ermöglicht würde, die Erwei- 
terung ihrer Märkte in den Nahrungsmittel-Einfuhrländern ins 
Auge zu fassen, 

und fordert das Ministerkomitee auf, bei der nächsten Sitzung der 
Versammlung darüber Bericht zu erstatten, welche Schritte es in 
Ausführung der vorliegenden Empfehlung hat unternehmen 
können. 
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ENTSCHLIESSUNG 120 (1957) 


über die Errichtung eines europäischen allgemeinen gemeinsamen 

Marktes 


DIE VERSAMMLUNG, 

In der Erwägung, daß das Problem der Integration des freien 
Europas oder eines wesentlichen Teils seines Gebiets unter dem Ge- 
sichtspunkt der aUgemeinen europäischen Politik erfaßt werden 
muß, was bedeutet, daß Europa die Pflicht hat, jederzeit einzugrei- 
fen, wenn die allgemeinen Interessen auf dem Spiele stehen, 

1. Begrüßt die Ergebnisse der Untersuchung der OEEC, die zu 
dem Schluß kommt, daß eine Freihandelszone einschließlidi des 
zwischen mehreren ihrer Mitglieder zu errichtenden gemeinsamen 
Marktes lebensfähig wäre; 

2. Fordert nachdrücklich, daß hinsichtlich der Landwirtschaft wie 
der Industrie Bemühungen um eine Lösung gemacht werden, die 
für die Partner des gemeinsamen Marktes befriedigend Ist, ohne 
daß sie die spätere Schaffung einer Freibandelszone behindert; 

3. Erklärt sich zugunsten einer demokratischen und parlamen- 
tarischen Kontrolle über alle finanziellen, wirtschaftlichen und 
sozialen Betätigungen des gemeinsamen Marktes, die sie als das 
einzige Mittel ansieht, das dem gesamten freien Europa, wie es im 
Rahmen des Europarates zusammengefaßt ist, ermöglichen kann, 
jedesmal seine Stimme zu Gehör zu bringen, wenn die allgemeinen 
Interessen Europas auf dem Spiele stehen. 
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ENTSCHLIESSUNG 119 (1957) 
über die europäische Atomenergie-Organisation 


DIE VERSAMMLUNG 


L 

Stellt mit Befriedigung fest, daß ihre in ihrer Entschließung 97 
ausgesprochenen Anregungen bei der Arbeit der Brüsseler Konfe- 
renz und der OEEC berücksichtigt worden sind, und 

Fügt die folgenden beiden Anregungen hinzu: 

1. Die an den Verhandlungen im Rahmen der OEEC und der 
Brüsseler Konferenz beteiligten Mitgliedstaaten sollten, aus poli- 
tischen Gründen, unverzüglich den gemeinsamen Bau einer Spalt- 
anlage für Uran-Isotope vornehmen, selbst wenn berechtigte 
Gründe wirtschaftlicher Art für eine Verzögerung dieses Entschlus- 
ses bestehen, 

2. Sie sollten außerdem aus Sicherheitsgründen ein einwandfreies 
Kontrollsystem errichten und demgemäß eine enge Koordinierung 
zwischen dem Kontrollsystem von Euratom und demjenigen der 
europäischen Atomenergie-Behörde der OEEC und zwischen diesen 
beiden Systemen und demjenigen der internationalen Atomenergie- 
Behörde der Vereinten Nationen vorsehen, ebenso wie zwischen 
ziviler Kontrolle und der militärischen Kontrolle, die durch die 
Rüstungskontrollbehörde der WEU ausgeübt werden wird. 


IL 

Sie stellt fest, daß noch kein endgültiger Vorschlag hinsichtlich 
der für Euratom zu planenden Institutionen veröffentlicht worden 
ist, und 

Fordert den für die Brüsseler Konferenz verantwortlichen Mini- 
sterrat auf, 

(a) idie durch Euratom vorgesehene europäische Kommission mit 
angemessenen Vollmachten und mit gemeinschaftlicher Verant- 
wortlichkeit auszustatten, das heißt mit wirklichen Befugnissen 
zur Entscheidung und zu schnellem Handeln, damit sie ihre Auf- 
gabe erfüllen und vor allem die Kontrolle und die Ausrichtung 
des gemeinsamen Marktes für Atomenergie überwachen und 
garantieren und für die Investitionspolitik richtunggebend wir- 
ken kann; 

(b) die europäische Kommission vor der in der Empfehlung 117 
(1956) (siehe Bericht über die Vereinfachung der europäischen 
parlamentarischen Tätigkeit, Dok. 597) vorgesehenen Versamm- 
lung verantwortlich zu machen, die mit wirklichen Vollmach- 
ten ausgestattet werden sollte, vor allem mit der Befugnis, den 
Haushalt vor seiner Annahme durch den Ministerrat zu billigen; 
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(c) die Bilduag eines beratenden Wirtsdiafts- und Sozialausschus- 
ses, zusammengesetzt aus Vertretern der Erzeuger, der Anbeit- 
nehmer und ider Verbraucher, zu beschließen; 

(d) ein Zusatzprotokoll aufzustellen, in dem mögliciist enge Ver- 
bindungen zwischen Euratom und dem Europarat festzulegen 
wären. 
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EMPFEHLUNG Nr. 5^0 

betreffend den Stand der europäischen Verteidigung 


DIE VERSAMMLUNG, 

Nach einer Aussprache über das Thema 

„die Verte idigungsprobleme innerhalb des Rahmens der West- 
europäischen Union insbesondere auf dem Gebiet der Rüstungs- 
Standardisierung und -Erzeugung, die durch die Umstellung unserer 
Verteidigungsistreitkräfte insbesondere im Hinblick auf taktische, 
Atomwaffen aufgeworfen wurden“, 

EMPFIEHLT, DASS DER RAT SICH FOLGENDE GRUNDSÄTZE 

ZU EIGEN MACHT: 

1. daß eine Entscheidung über die Art der Neuordnung der west- 
lichen Verteidiigungsstreitkräfte in unmittelbarer Zukunft getroffen 
wird und daß die öffentliche Meinung in dieser Angelegenheit so- 
wohl von den nationalen Regierungen als auch von den Organen der 
Westeuropäischen Union, die die grundsätzliche Verantwortung 
hierfür trägt, in vollem Umfang aufgekrärt wird; 

2. daß über den Beschluß des Rats der Westeuropäischen Union 
und des Nordatlantikrats zu den in Absatz 1 aufgeworfenen Fragen 
von keinem Mitgliedstaat zu früh entschieden wird und daß Maß- 
nahmen von der Durchführung vorheriger Konsultationen abhängig 
gemacht werden; 

3. daß Einverständnis darüber erzielt wird, daß beträchtliche 
Streitkräfte herkömmlicher Art beibehalten werden, um auf alle 
Möglichkeiten vorbereitet zu sein; 

4. daß der Beitrag Westdeutschlands zur europäischen Verteidi- 
gung sobald wie möglich wirksam wird. 


’*■) Angenommen von der Versammlung während ihrer 9. Sitzung, am 12. Oktober 
1956. Siehe Bericht des Ausschusses für Verteidigungs- und Rüstungsfragen. 
Dokument 28 (1956) im zweiten Teil. 
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EMPFEHLUNG Nr. 6*0 


betreffend die Tätigkeit der Westeuropäischen Union auf dem 
Gebiet der Verteidigung 


DIE VERSAMMLUNG, 

Eingedenk der in den Verträgen, welche die Westeuropäische 
Union errichteten, zum Ausdruck gekommenen allgemeinen Ziel- 
setzungen; 

In der Überzeugung, daß diese Verträge der Westeuropäischen 
Union die Verantwortung für eine kollektive Selbstverteidigung 
auferlegen; 

In der Auffassung, daß die Versammlung der Westeuropäischen 
Union keine auf Unterlagen gestützte Aussprache duraiführen 
kann, falls nicht unter gebührender Berücksiditigung der Sicher- 
heitserfordernis.se die gesamten für eine derartige Aussprache er- 
forderlichen Dokumente zur Verfügung gestellt werden, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 


vordringlich seine gegenwärtige Auslegung des geänderten Brüs- 
seler Vertrages im Hinblick auf die Aufgaben der Westeuropäischen 
Union auf dem Gebiet der Verteidigung zu überprüfen. 


*) Angenommen von der Versammlung wahrend ihrer 9. Sitzung, am 12. Oktober 
1956. Siehe Bericht des Ausschusses für Verteidigungs- und Rüstungsfragen. 
Dokument 29 (1956) im zweiten Teil. 
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EMPFEHLUNG Nr. 7^'*) 


betreffend die Beziehungen zwischen der Westeuropäischen Union 

und Euratom 


DIE VERSAMMLUNG, 

Nach der Prüfung des Berichts ihres Ausschusses für Fragen der 
Verteidijgunjg und der Rüstung über die Verwendung und Kontrolle 
der Atomenergie im Rahmen der Westeuropäischen Union; 

In der Auffassung, daß die Verwendung von Atomenergie für 
die Zukunft aller Mitgliedstaaten eine Angelegenheit von entschei- 
dender Bedeutung ist; 

In der Auffassung, daß die Hauptprobleme, die die Westeuro- 
päische Union betreffen, die folgenden sind: 

— die Herstellung von möglichst engen Beziehungen zwischen 
Großbritannien und den „Sechs“, damit durch die gemein- 
same Ausnützung der Kenntnisse und Hilfsquellen die Ver- 
wendung der Atomenergie wirksamer und schneller erfolgt, 

— die Kontrolle des sowohl für den militärischen als auch für 
'den zivilen Gebrauch bestimmten spaltbaren Materials in 
allen Stadien gemäß den Bestimmungen der Pariser Verträge 
zu gewährleisten, 

— die Frage, ob die auf dem Kontinent stationierten Streatkräfte 
der Mitigliedstaaten der Westeuropäischen Union Atomwaffen 
besitzen sollen, 

— die Frage des Erwerbs dieser Waffen von anderen Ländern 
oder der Herstellung auf dem Kontinent, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten abzuschließen, 
um sicherzustellen, daß die Kontrolle des sowohl für den militä- 
rischen als auch für den zivilen Gebrauch bestimmten spaltbaren 
oder angereicherten Materials in allen Stadien gemäß den Bestim- 
mungen der Pariser Verträge gewährleistet ist, 

2. in diesem Abkommen die Mittel der Zusiammenarbeit zwi- 
schen dem Rüstungskon troll amt der Westeuropäis chen Union und 
der Europäischen Organisation für den friedlichen Gebrauch der 
Atomenergie festzulegen, 

3. dem Rat eine Untersuchung ider Frage des Besitzers, der Her- 
stellung und des Gebrauchs von Atomwaffen zu empfehlen, 

4. den Rat zu bitten, der Versammlung über diese Fragen zu be- 
richten. 


**■) Angenommen von der Versammlung während ihrer 11. Sitzung, am 13. Oktober 
1956. Siehe Bericht des Ausschusses für Verteidigungs- und Rüstungsfragen. 
Dokument 30 (1956) im zweiten Teil. 
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